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Le Gouvernement a décidé de doter le nouveau
ministère de nouveaux crédits destinés à faciliter
l'exécution des divers plans d'aménagment éla-
borés ou en voie d'élaboration. Ainsi cette cellule
de coordination poura également assumer, à titre
subsidiaire, un rôle d'exécution ià côté de sa tra-
ditionnelle fonction de planification."

Damit ist sicher ein neuer Anfang gemacht. Hoffen
wir, daß Parlament und Regierung endlich die
Zeichen der Zeit erkennen und die Landesplanung als
wichtiges Steuer- und Koordinierungsinstrument be-
nutzen.

Laut Regierungserklärung vom 24. Juli 1989 scheint
der politische Wille, mehr zu tun, vorhanden zu sein.

"Il importe au gouvernement de rehausser le rôle
de l'aménagement du territoire comme expres-
sion spatiale des politiques économiques, so-
ciales, culturelles et écologiques et de lui assi-
gner une tâche plus importante en matière de pla-
nification socio-économique des régions, de
coordination, voire d'arbitrage politique. "

Wie soll die Landesplanung in
Zukunft funktionieren?

Die Landesplanung muß demokratisch verankert
werden. Auf nationaler Ebene muß das Parlament das
"Programme directeur" diskutieren. Die wichtigsten
Ergebnisse sind in einer Motion festzuhalten.

Dieser Diskussion muß eine längere Konzerta tions-
phase vorhergehen, da im "Programme directeur" die

Entwicklung unseres Landes für einen Zeitraum von
15 bis 20 Jahren festgelegt werden soll.

Die Leitlinien des "Programme directeur"
müssen kartographisch verbindlich umgesetzt
werden.

Dieses Kartenwerk "plan directeur de l'aménage-
ment du territoire" muß die wichtigsten Bodennut-
zungszonen festhalten wie Wohngebiete, Industrie-
zonen und Grünzonen. Dieser "plan directeur" wird
auf der Gemeindeebene in einem Flächennutzungs-
plan verfeinert und festgeschrieben.

Die Bevölkerung und die Gemeinderäte müssen
selbstverständlich in der Ausarbeitungsphase und der
Beschlußphase dieser Pläne eingeschaltet werden.

Diese Planungsinstrumente müssen flexibel bleiben.
Bei den Umänderungsprozeduren müssen jedoch
dieselben demokratischen Spielregeln eingehalten
werden.

Da fürwichtige Landschaftsteile und Naturschutzge-
biete eine akute Gefahr der Beeinträchtigung, sogar
der Zerstörung besteht, fordern die Natur- und Um-
weltschutzorganisationen, dringend Sofortmaßnah-
men zur Erhaltung der natürlichen Umwelt zu ergrei-
fen. Die bereits zitierte allgemeine Absichtserklä-
rung vom 24. April 1981 könnte hierzu als Grundlage
dienen.

Eine ähnliche Maßnahme sollte man für die Entwick-
lung der Industriezonen vielleicht auch für größere
Wohngebiete ergreifen.

Fr. Ch. Muller
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Eine echte Zwickmühle
Einerseits Mangel an Wohnraum, andererseits Zersiedlung der

Landschaft

Daß die Zersiedlung der Landschaft nicht allein durch den Wohnungsbau bedingt ist, liegt auf der
Hand. Erinnert sei nur an die großen Flächen, die für Industrie- bzw. Aktivitätszonen, für Dienstlei-
stungsbetriebe, für Sport- und Freizeitinfrastrukturen und für den Straßenbau benötigt wurden und
noch andauernd werden. Dennoch muß zugegeben werden, daß auch viele unserer Ortschaften oder
wenigstens Teile davon in unverantwortlicher Weise in die Landschaft hineinwuchern.

Die Sünden von früher

Der Grundstein für die oftmals chaotische Ort-
schaftsentwicklung wurde vielfach schon gegen
Ende der 50er, spätestens aber in den 60er und 70er
Jahren gelegt. Damals, vor allem bedingt durch den
wirtschaftlichen Aufschwung nach dem 2. Welt-
krieg, stieg die Nachfrage nach Bauland rapide an,
vor allem im Zentrum und im Süden des Landes.
Über festgelegte Bauperimeter und Baupläneverfüg-
ten aber nur die wenigsten Gemeinden. So wurden
die Baugenehmigungen in der Regel mehr oder
weniger nach dem Gutdünken des Bürgermeisters re-
spektiv des Schöffenrates erteilt, wobei oftmals per-
sönliche Überlegungen (und manchmal auch Vortei-
le) eine wichtige Rolle spielten. An eine harmonische
Entwicklung um den Ortschaftskern herum wurde

fast nie gedacht, so daß sich die Häuserzeilen entlang
der Ausfallstraßen und der Feldwege in die Land-
schaft hineinfraßen. Aus der Vogelperspektive be-
trachtet drängt sich der Vergleich mit einer Spinne
förmlich auf, wobei der Ortskern den Körper darstellt
und die Häuserzeilen entlang der aus der Ortschaft
herausführenden Straßen an Spinnenbeine erinnern.

Um das Chaos vollzuimachen , wurden in der Regel
keinerlei Auflagen in punkto Haustyp gemacht. Mal
stand das Haus unmittelbar an der Straße, mal lag es
weiter weg, mal war es bungalowähnl ich, mal besaß
es zwei oder gar drei Stockwerke, mal handelte es
sich um ein Einzelhaus, mal wurden zwei oder drei
aneinandergebaut, mal war das Dach flach, mal war
es sattelförmig usw. usw. Von einem harmonischen
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Straßenbild konnte in den wenigsten Fällen die Rede
sein.

1981	 364 600 Einwohner
1991	 384 000

Allmählich - zum Teil aufgrund des von der Regie-
rung in verstärktem Maße ausgehenden Drucks -
setzte sich dann aber die Idee der kommunalen Be-
bauungspläne mit ausgewiesenem Perimeter und ent-
sprechenden Bauvorschriften durch.

Doch vielfach tat man des Guten zuviel - nach dem
beliebten Motto: Lieber mehr als nicht genug -,
wobei wiederum oftmals rein persönliche Überle-
gungen (lies Vorteile) der Gemeindeväter eine Rolle
spielten. Sehr oft wurden die schon beschriebenen
"Spinnenbeine" einfach miteinander verbunden, so
als ob man ihnen "Schwimmhäute" verpassen würde,
und der neue Bauperimeter war fertig. Eine echte
Planung durch Fachleute (z.B. Landschaftsplaner)
war die absolute Ausnahme.

Zu der heutigen Situation

Von löblichen Ausnahmen abgesehen waren eigene
Initiativen (sie sind es auch heute weitgehend noch)
seitens der Gemeinden in punkto Baulanderschlies-
sung eher selten, so daß die Ortschaftsentwicklung
und damit die Landesplanung eigentlich privaten
Bauherren überlassen wurde und noch wird. Waren
es am Anfang einzelne Familien, die einen Bauplatz
erstanden und ihr Haus darauf errichteten, so sind es
inzwischen fast ausschließlich Baupromotoren, die
größere Landparzellen aufkaufen, um sie anschlies-
send zu lotissieren und äußerst lukrutiv zu veräußern.
Augenblicklich sind also weitgehend sie es, die die
Ortschaftsentwicklung bestimmen, indem sie zusam-
men mit den Landbesitzern, die mit Hilfe von viel
Geld sozusagen "geködert" wurden, einen derartigen
Druck auf die Gemeindeväter ausüben, daß diese
einer Erweiterung des Bauperimeters schließlich zu-
stimmen.

Das Schlimme dabei ist, daß vielerorts noch größere
Areale im Innern der Ortschaften als Bauland zur
Verfügung stehen, die aber nicht genutzt werden, sei
es aus Gründen der Spekulation oder weil es sich uni
Land handelt, das für den Fortbestand von Bauern-
betrieben - dagegen ist natürlich nichts einzuwenden
- unbedingt gebraucht wird.

Von 1961 bis 1991 (also in nur 30 Jahren) ist das ein
Zuwachs von rund 70 000 Einwohnern und ent-
spricht in etwa der Bevölkerung von Luxem-
burg/Stadt (ohne die Randortschaften).

Zum großen Teil handelt es sich um Ausländer, die
bei uns ansäßig wurden, wobei es sich sowohl um
manuelle Arbeitskräfte (vor allein in der Baubran-
che) als auch um Beamte und Angestellte (Europä-
ische Institutionen, Banken) handelt.

* Dank einer gutgehenden Wirtschaft ist heute die
Einkommenslage im Durchschnitt besser als früher.
Zudem sind im Gegensatz zu früher die meisten Ehe-
partner beide berufstätig und haben damit auch ein
doppeltes Einkommen.

* Der Kreditmarkt ist heutzutage viel großzügiger als
früher. Man kommt also leichter an Geld. Entspre-
chend groß ist aber auch die Verschuldung.

* Die finanziellen Zuschüsse seitens des Staates (und
mancher Gemeinden) für junge Leute, die sich ein
Eigenheim anschaffen wollen,, stellen einen deutli-
chen Anreiz dar.

* Auch die große Zahl an gut verdienenden Zuwan-
derern (z.B. Angestellte aus dem Bankwesen, Euro-
pabeamte) hat einen nicht zu unterschätzenden
Einfluß auf den Bauboom und den Wohnungsmarkt
im allgemeinen.

* Nachdem sich die frühere Großfamilie (oftmals
drei Generationen unter einem Dach) schon früher
auflöste, geht heute der Trend nach dem Motto:
"Jedem Paar sein eigenes Haus" weiter bis hin zum
"Single"-Haushalt. Entsprechend größer ist der
Bedarf an Wohnraum.

* Viele ältere Leute verfügen dank der "Wirtschafts-
wunderjahre" über eine ansehnliche Pension und
können ihren Enkeln finanziell unter die Arme
greifen.

* Viele ältere Paare oder alleinstehende Senioren
leben nach dem "Flüggewerden" der Kinder in einem
viel zu großen Haus. Da wird also hochwertiger
Wohnraum gar nicht genutzt.

Wie erklärt sich das
Paradoxon: einerseits
Bauboom und andererseits
Wohnungsmangel?

Statistiken. zeigen, daß augenblicklich rund 11 000
Wohnungen in Luxemburg fehlen, eine enorme Zahl.
Die Ursachen dafür sind vielfältiger Natur, haben
aber fast alle eine preistreibende Wirkung (Explosion
der Bauplatz- und Wohnungspreise).
* Ein Faktor, der oftmals zu wenig berücksichtigt
wird, ist die Tatsache, daß unsere Bevölkerung in
den letzten Jahrzehnten fast sprunghaft nach oben
ging und zwar folgendermaßen:
1948 hatte Luxemburg	 291 000 Einwohner
1961	 314 900
1971	 339 800

* In den Städten wurden viele 'Wohnhäuser in Büro-
räume umgewandelt (in Luxemburg/Stadt z.B. rund
1900 in den letzten Jahren).

Die Situation ist also mehr als komplex. Tatsache ist
aber, daß hauptsächlich die Kleinverdiener und die
sozial schwachen Familien in einer mehr als schwie-
rigen Lage sind, da sie die wegen der großen Nach-
frage die immer teurer werdenden Wohnungen nicht
mehr bezahlen können.

Gibt es einen Ausweg aus der
Misere?

Eine Patentlösung, um einerseits der Zersiedlung der
Landschaft und andererseits der Wohnungsnot abzu-
helfen, gibt es kaum, doch mit einem Bündel an Maß-
nahmen und dem nötigen guten Willen seitens der
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Landes- und Kommunalpolitiker wäre sicherlich so
manches zu erreichen.

* Eine Ausweitung von Bauperimetern dürfte nur
noch in Ausnahmefällen erlaubt werden , wobei eine
Koordination zwischen Innen- und Umweltminister
vonnöten wäre.

* Zu großzügig bemessene Bauperimeter müßten re-
duziert werden können und entsprechende Initiativen
seitens der Gemeinden müßten von den zuständigen
Ministerien unterstützt werden.

* Größere Bauareale innerhalb des Bauperimeters,
die aus Spekulationsgründen nicht genutzt werden,
müßten mit empfindlichen Taxen belegt werden
dürfen.

* Bestehende Baulücken müßten konsequentgenutzt
werden.

* "Luxuslotissemente" (Bauplätze mit 10 a Größe
und mehr) zu horrenden Preisen dürften nicht mehr
genehmigt werden. Im Gegenteil müßte eine kom-
paktere Bauweise (Doppel- und Reihenhäuser usw.)
gefördert werden.

meinden zu Absprachen in punkto sinnvolle Ent-
wicklung der einzelnen Ortschaften kommen und
zwar unter Berücksichtigung sämtlicher landespla-
nerischer Aspekte.

* Neue Lotissernente dürften nur noch genehmigt
werden, wenn alle Folgekosten auf dem Tisch liegen.
Darunter fallen z.B.:
- Straßenbau und Verkehrsproblematik
- Abwässerkanal und Klärung der Abwässer
- Trinkwasserversorgung
- Benötigter Schulraum
- Eventuelle Sport- und Freizeitinfrastrukturen

usw.

Viele Gemeinden sind in der Tat wegen dieser
Kosten in einen finanziellen Engpaß geraten. Es geht
nicht an, daß die Baupromotoren auf der einen Seite
groß verdienen, während die Lebensqualität der All-
gemeinheit auf der anderen Seite abnimmt.

* Staat und Gemeiinden müssen vermehrt selbst
Bauland erschließen bzw. ältere Bausubstanz sanie-
ren und: zu vernünftigen Preisen anbieten. Der
Soziale Wohnungsbau ist also viel stärker zu fördern
als es bisher der Fall war.

* Für jede Gemeinde respektiv Ortschaft müßte ein
Ortschaftsentwicklungsplan die Regel sein. Auch
müßte es auf regionaler Ebene zwischen den Ge-
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Zum Schluß noch ein paar Fragen, die sich einen
unwillkürlich aufdrängen , weint man über die Situa-
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tion auf dem Bau- und Wohnungssektor in Luxem-
burg nachdenkt.

Sind sich die Gemeindeväter überhaupt bewußt,
welche Probleme in bezug auf das soziale Leben in
ihrer Ortschaft entstehen können, wenn diese zu
schnell wächst (Verlust der Identität, Störung der
Dorfgemeinschaft durch Aneinandervorbeileben
der Alteingesessenen und der Hinzugezogenen,

Druck auf das Vereinsleben durch neue Freizeitwün-
sche usw.) ?

Müßte nicht endlich mal eine grundsätzliche politi-
sche Debatte da rüber geführt werden, wie die Gesell-
schaft in Luxemburg im Jahre 2000 und darüber
hinaus aussehen sollte?

Ed. Melchior

Raumplanung und
Naturschutz

Eine hochgesteckte
Zielsetzung....

Das Raumplanungsgesetz von 1974 zählt in seinen
Zielsetzungen ebenfalls den Schutz der Natur und der
Naturgüter auf. In dem Leitprogramm der Landespla-
nung von 1978 wird außer dem Hervorstreichen der
Wohlfahrtswirkungen des Waldes und des Schutzes
zum Erhalt der Waldfläche nur gesagt, daß es in
Sachen Naturschutz mehr darauf ankommt, die be-
stehende Gesetzgebung anzuwenden als neue
Gesetze zu erstellen, und daß alle Schichten der Be-
völkerung in diesem Sinne sensibilisiert werden
sollten.

fe zu sichern sind, im besonderen durch die Schaf-
fung von Schutzzonen und einer Harmonisierung der
Beziehungen zwischen dem Ackerbau und der natür-
lichen Umwelt.
Eine großspurige 30-seitige Absichtserklärung der
Regierung zum Teilplan Naturschutz der Raumpla-
nung war 1981 auf die Naturproblematik eingegan-
gen und hatte einen detaillierten Gesamtplan mit den
schützenswerten Gebieten, Landschaften,, Natur-
denkmälern und dem Erhalt des ländlichen Raumes
aufgestellt, mitsamt einem Aktionsprogramm, der
die zeitlichen Schritte der Unterschutzstellung be-
kanntgab. Diesem Zeitplan gemäß sollte ab 1981 bis
1984 das gesamte Programm bewältigt werden.

In der Novellierung des Leitprogrammes von 1988,
wird dann hinzugefügt, daß der Erhalt von Fauna und
Flora im wesentlichen vom Schutz der Naturräume
abhängt, deren Integrität gegen menschliche Eingrif-

Décision du Gouvernement en Conseil du 24 avril 1981 relative au plan d'aménagement
partiel concernant l'environnement naturel et ayant trait à sa première partie intitulée
((Déclaration d'intention générale» 	  page

Plan d'aménagement partiel concernant l'environnement naturel – 1ère Partie – Déclaration 'd'intention générale 	
1. Introduction 	

1.1. Préambule 	
1.2. La perspective d'ensemble

1.2.1. Le cadre national 	
1.2.2. Le contexte international 	

2. Nature générale du plan d'aménagement partiel concernant l'environnement naturel 	
3. Les zones prioritaires 	
4. Les catégories d'espaces «protection de la nature» et leurs éléments 	

4.1. Parcs naturels, zones de protecti)n à vocation récréative, zones vertes interurbaines protégées 	
4.1.1. Parcs naturels 	

a) le parc naturel de l'Our 	
b) le parc naturel de la Haute-Sûre 	
c) un grand parc de l'Oesling? 	
d) le parc naturel de la Moselle 	

4.1.2. Les zones de protection à vocation récréative 	
4.1.3. Les zones vertes interurbaines protégées 	
4.1.4. La ceinture verte de Luxembourg, cas spécifique 	

4.2. Les paysages protégés 	
4.3. Les surfaces forestières d'un intérêt particulier et massifs forestiers
4.4. Les réserves naturelles

4.4.1. Définition du terme «réserve naturelle»
4.4.2. Définition des réserves naturelles selon leur nature 	
4.4.3. Statuts 	
4.4.4. Description des réserves naturelles selon leur nature 	

a) Réserves forestières 	
b) Zones humides 	
c) Pelouses sèches 	
d) Réserves naturelles diverses 	

4.5. Sites et monuments naturels 	
5. Les directives spécifiques 	

5.1. Directives spécifiques globales 	
5.2. Directives spécifiques sectorielles 	

5.2.1. Urbanisation et construction 	
5.2.2. Activités économiques 	
5.2.3. Tourisme et détente 	
5.2.4. Environnement 	
5.2.5. Divers 	

6. Moyens et programme d'action 	
6.1. Moyens d'action 	
6.2. Programme d'action 	

... und klägliche Resultate

Uni es gleich vorwegzunehmen: das aufgestellte Ak-
tionsprogramm 1981-1984 wurde
in dem vorgeschriebenen Zeitraum
nicht in Angriff genommen, ge-
schweige denn realisiert.
Selbstverständlich kann man an-
führen, daß das Aktionsprogramm,

	  das in vier Jahren praktisch alle
Naturschutzprobleme in Luxem-
burg gelöst hätte, viel zu an-
spruchsvoll und deshalb nicht
durchführbar war. Zu denken gibt
aber immerhin der Umstand, daß
dieses Programm komplett igno-
riert wurde, dermaßen, daß bei Ge-
legenheit seines 10-jährigen "Jubi-
läums", das die Umweltorganisa-
tionen dieses Jahr wahrnahmen,

	  eine Menge Verwaltungsleute und
Parlamentarier sich überhaupt
nicht oder nur vage an ein diesbe-
zügliches Dokument erilulerten.
Wenn auch in unserer Zeit die Flut
von Dokumentationsmaterial eher
desinformiert als informiert, muß
dem im vorliegenden Fall entge-
gengehaltén werden, daß die Re-
gierung mit offiziellen Absichtser-
klärungen auf dem Gebiet der
Raumplanung nicht uni sich wirft.
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